
 

 

 

 

Vertikal GVO Entwurf 2021 -> 2022 
 
 

Artikel 1  
Begriffsbestimmungen  
 
(1) Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:  
 
a) „vertikale Vereinbarung“ ist eine Vereinbarung oder abgestimmte Verhaltensweise, die zwischen 
zwei oder mehr Unternehmen, die für die Zwecke der Vereinbarung oder der abgestimmten Verhal-
tensweise jeweils auf einer anderen EbeneStufe der Produktions- oder Vertriebskette tätig sind, ge-
schlossen wird und die die Bedingungen betrifft, zu denen die beteiligten Unternehmen Waren oder 
Dienstleistungen beziehen, verkaufen oder weiterverkaufen dürfen;  
 
b) „vertikale Beschränkung“ ist eine Wettbewerbsbeschränkung in einer vertikalen Vereinbarung, die 
unter Artikel 101 Absatz 1 AEUV fällt;  
 
c) „Wettbewerber“ ist ein tatsächlicher oder potenzieller Wettbewerber; „tatsächlicher Wettbewerber“ 
ist ein Unternehmen, das auf demselben relevanten Markt tätig ist; „potenzieller Wettbewerber“ ist 
ein Unternehmen, bei dem realistisch und nicht nur hypothetisch davon ausgegangen werden kann, 
dass es ohne die vertikale Vereinbarung als Reaktion auf einen geringen, aber anhaltenden Anstieg 
der relativen Preise wahrscheinlich innerhalb kurzer Zeit die zusätzlichen Investitionen tätigen oder 
sonstigen Umstellungskostenandere Kosten auf sich nehmen würde, die erforderlich wären, um in 
den relevanten Markt einzutreten;  
 
d) „Anbieter“ schließt Unternehmen ein, die Online-Vermittlungsdienste erbringen, und zwar unab-
hängig davon, ob sie selbst an der Transaktion beteiligt sind, deren Einleitung von ihnen vermittelt 
werden; „Online-Vermittlungsdienste“ sind Dienste, die es Unternehmen ermöglichen, anderen Un-
ternehmen oder Endverbrauchern Waren oder Dienstleistungen anzubieten, indem sie die Einleitung 
direkter Transaktionen zwischen solchen Unternehmen oder zwischen solchen Unternehmen und 
Endverbrauchern vermitteln, und zwar unabhängig davon, ob bzw. wo diese Transaktionen letztlich 
abgeschlossen werden, und bei denen es sich umd) „Anbieter“ ist auch ein Unternehmen, das On-
line-Vermittlungsdienste erbringt; 
 
e) „Online-Vermittlungsdienste“ sind Dienste der Informationsgesellschaft im Sinne des Artikels 1 Ab-
satz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates han-
delt; (6), die es Unternehmen ermöglichen, Waren oder Dienstleistungen anzubieten, 
i) indem sie die Einleitung direkter Transaktionen mit anderen Unternehmen vermitteln oder 
ii) indem sie die Einleitung direkter Transaktionen zwischen diesen Unternehmen und Endverbrau-
chern vermitteln, unabhängig davon, ob und wo die Transaktionen letztlich abgeschlossen werden; 
 
f) „Wettbewerbsverbot“ ist eine unmittelbare oder mittelbare Verpflichtung, die den Abnehmer veran-
lasst, keine Waren oder Dienstleistungen herzustellen, zu beziehen, zu verkaufen oder weiterzuver-
kaufen, die mit den Vertragswaren oder -dienstleistungen im Wettbewerb stehen, oder eine unmittel-
bare oder mittelbare Verpflichtung des Abnehmers, auf dem relevanten Markt gemessen am Wert-
mehr als 80 % seines Gesamtbezugs an Vertragswaren oder -dienstleistungen und ihren Substitu-
ten, der anhand des Werts des Bezugs oder, falls in der Branche üblich, am bezogenen Volumen im 
vorangehenden Kalenderjahr mehr als 80 % seines Gesamtbezugs an Vertragswaren oder -dienst-
leistungen und ihren Substitutenberechnet wird, vom Anbieter oder von einem anderen vom Anbieter 
benannten Unternehmen zu beziehen;  
 
fg) „selektive Vertriebssysteme“ sind Vertriebssysteme, beiin denen sich der Anbieter verpflichtet, die 
Vertragswaren oder -dienstleistungen unmittelbar oder mittelbar nur an Händler zu verkaufen, die 
anhand festgelegter Merkmale ausgewählt werden, und beiin denen sich diese Händler verpflichten, 
die betreffenden Waren oder Dienstleistungen nicht an Händler zu verkaufen, die innerhalb des vom 
Anbieter für den Betrieb dieses Systems festgelegten Gebiets nicht zum Vertrieb zugelassen sind;  
 
gh) „Alleinvertriebssysteme“ sind Vertriebssysteme, beiin denen der Anbieter ein Gebiet oder eine 
Kundengruppe sich selbst oder einem Abnehmer oder einer begrenzten Zahl vonhöchstens fünf Ab-
nehmern exklusiv zuweist, wobei die Zahl der Abnehmer im Verhältnis zu dem zugewiesenen Gebiet 
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oder der zugewiesenen Kundengruppe bestimmt wird, um zum Schutz der Investitionen der Abneh-
mer ein bestimmtes Geschäftsvolumen zu sichern, und bei denenallen anderen Abnehmern Be-
schränkungen in Bezug auf den aktiven Verkauf in das exklusiv zugewiesene Gebiet oder an die ex-
klusiv zugewiesene Kundengruppe auferlegt werden; ; 
 
hi) „Rechte des geistigen Eigentums“ schließtumfassen unter anderem gewerbliche Schutzrechte, 
Know-how, Urheberrechte und verwandte Schutzrechte ein; ; 
 
ij) „Know-how“ ist eine Gesamtheit nicht patentgeschützter praktischer Kenntnisse, die der Anbieter 
durch Erfahrung und Erprobung gewonnen hat und die geheim, wesentlich und identifiziert sind; in 
diesem Zusammenhang bedeutet „geheim“, dass das Know-how nicht allgemein bekannt oder leicht 
zugänglich ist; „wesentlich“ bedeutet, dass das Know-how für den Abnehmer bei der Verwendung, 
dem Verkauf oder dem Weiterverkauf der Vertragswaren oder -dienstleistungen bedeutsam und 
nützlich ist; „identifiziert“ bedeutet, dass das Know-how so umfassend beschrieben ist, dass über-
prüft werden kann, ob die Merkmale „geheim“ und „wesentlich“ erfüllt sind;  
 
jk) „Abnehmer“ schließtist auch ein Unternehmen ein, die, das auf der Grundlage einer unter Artikel 
101 Absatz 1 AEUV fallenden Vereinbarung Waren oder Dienstleistungen für Rechnung eines ande-
ren Unternehmens verkaufen; verkauft; 
 
k) „Kunde des Abnehmers“ ist ein nicht an der Vereinbarung beteiligtes Unternehmen, das die Ver-
tragswaren oder -dienstleistungen von einem an der Vereinbarung beteiligten Abnehmer bezieht;  
 
l) „aktiver Verkauf“ bezeichnet jegliche Art des Verkaufs außer passivem Verkauf, einschließlich des 
gezielten Ansprechensist die gezielte Ansprache von Kunden durch Besuche, Schreiben, E-Mails, 
Anrufe oder sonstige Formen der direkten Kommunikation oder durch gezielte Werbung und Absatz-
förderung, offline oder online, beispielsweise durch Printmedien oder digitale Medien, einschließlich 
Online-Medien, PreisvergleichsinstrumentenPreisvergleichsdiensten oder Suchmaschinenwerbung, 
die auf Kunden in bestimmten Gebieten oder aus bestimmten Kundengruppen ausgerichtet ist; wer-
den sind, durch den Betrieb einer Website mit einer Top-Level-Domain, die bestimmten Gebieten 
entspricht, oder durch das Angebot von in bestimmten Gebieten üblichen Sprachoptionen auf einer 
Website Sprachoptionen angeboten, die , sofern diese Sprachen sich von den denen unterscheiden, 
die in dem Gebiet, in dem der HändlerAbnehmer niedergelassen ist, üblicherweise verwendeten 
Sprachoptionen unterscheiden, so ist dies in der Regel als aktiver Verkauf einzustufen; auch das An-
bieten einer Website mit einem Domain-Namen eines anderen Gebietes als dem, in dem der Händler 
niedergelassen ist, stellt einen aktiven Verkauf dar; verwendet werden; 
 
m) „passiver Verkauf“ ist ein auf unaufgeforderte Anfragen einzelner Kunden zurückgehender Ver-
kauf –, einschließlich der Lieferung von Waren an oder der Erbringung von Dienstleistungen für sol-
che Kunden –,, der nicht durch aktiv an die betreffende Kundengruppe bzw. das betreffende Gebiet 
gerichtete Werbunggezielte Ansprache der betreffenden Kunden, Kundengruppen oder Kunden in 
den betreffenden Gebieten ausgelöst wurde, sowie die Beteiligung und den Verkauf infolge der Teil-
nahme an öffentlichen Ausschreibungen; Vergabeverfahren oder privaten Aufforderungen zur Inte-
ressensbekundung einschließt. 
 
n) „Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs“ ist eine Beschränkung des aktiven Verkaufs 
im Sinne des Artikels 1 Buchstabe l oder des passiven Verkaufs im Sinne des Artikels 1 Buchstabe 
m. In Bezug auf den Online-Verkauf von Waren und Dienstleistungen ist eine Beschränkung, die un-
mittelbar oder mittelbar, für sich genommen oder in Verbindung mit anderen Umständen bezweckt, 
die Abnehmer oder ihre Kunden daran zu hindern, das Internet wirksam für den Online-Verkauf ihrer 
Waren oder Dienstleistungen zu nutzen oder einen oder mehrere Online-Werbekanäle wirksam zu 
nutzen, eine Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs, die unmittelbar oder mittelbar, für 
sich genommen oder in Verbindung mit anderen Umständen, die eines der beteiligten Unternehmen 
kontrollieren kann, bezweckt zu beschränken, in welche Gebiete oder an welche Kundengruppen ein 
Abnehmer die Vertragswaren oder -dienstleistungen verkaufen darf, bzw. im Falle eines selektiven 
Vertriebssystems den aktiven oder passiven Verkauf an Endverbraucher durch auf der Einzelhan-
delsstufe tätige Mitglieder des selektiven Vertriebssystems zu beschränken.  
 
(2) Für die Zwecke dieser Verordnung schließen die Begriffe „Unternehmen“, „Anbieter“ und „Abneh-
mer“ die jeweils mit diesen verbundenen Unternehmen ein.  
„Verbundene Unternehmen“ sind:  
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a) Unternehmen, in denen ein an der Vereinbarung beteiligtes Unternehmen unmittelbar oder mittel-
bar  
i) die Befugnis hat, mehr als die Hälfte der Stimmrechte auszuüben, oder  
ii) die Befugnis hat, mehr als die Hälfte der Mitglieder des Leitungs- oder Aufsichtsorgans oder der 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe zu bestellen, oder  
iii) das Recht hat, die Geschäfte des Unternehmens zu führen; , oder 
 
b) Unternehmen, die in einem an der Vereinbarung beteiligten Unternehmen unmittelbar oder mittel-
bar die unter Buchstabe a aufgeführten Rechte oder Befugnisse haben; , oder 
 
c) Unternehmen, in denen ein unter Buchstabe b genanntes Unternehmen unmittelbar oder mittelbar 
die unter Buchstabe a aufgeführten Rechte oder Befugnisse hat; , oder 
 
d) Unternehmen, in denen ein an der Vereinbarung beteiligtes Unternehmen gemeinsam mit einem 
oder mehreren der unter den Buchstaben a, b und c genannten Unternehmen oder in denen zwei 
oder mehr der zuletzt genannten Unternehmen gemeinsam die unter Buchstabe a aufgeführten 
Rechte oder Befugnisse haben;, oder 
 
e) Unternehmen, in denen die folgenden Unternehmen gemeinsam die unter Buchstabe a aufgeführ-
ten Rechte oder Befugnisse haben:  
i) an der Vereinbarung beteiligte Unternehmen oder mit ihnen jeweils verbundene Unternehmen im 
Sinne der Buchstaben a bis d, oder  
ii) eines oder mehrere der an der Vereinbarung beteiligten Unternehmen oder eines oder mehrere 
der mit ihnen verbundenen Unternehmen im Sinne der Buchstaben a bis d und ein oder mehrere 
dritte Unternehmen.  
 
Artikel 2  
Freistellung  
 
(1) Nach Artikel 101 Absatz 3 AEUV und nach Maßgabe dieser Verordnung gilt Artikel 101 Absatz 1 
AEUV nicht für vertikale Vereinbarungen. Diese Freistellung gilt, soweit solche Vereinbarungen verti-
kale Beschränkungen enthalten. 
Diese Freistellung gilt, soweit solche Vereinbarungen vertikale Beschränkungen enthalten.  
 
(2) Die Freistellung nach Absatz 1 gilt nur dann für vertikale Vereinbarungen zwischen einer Unter-
nehmensvereinigung und einem ihrer Mitglieder oder zwischen einer solchen Vereinigung und einem 
einzelnen Anbieter, wenn alle Mitglieder der Vereinigung Wareneinzelhändler sind und wenn keines 
ihrer Mitglieder zusammen mit seinen verbundenen Unternehmen einen jährlichen Gesamtumsatz 
von mehr als 50 Mio. EUR erwirtschaftet. Vertikale Vereinbarungen solcher Vereinigungen werden 
von dieser Verordnung unbeschadet der Anwendbarkeit des Artikels 101 AEUV auf horizontale Ver-
einbarungen zwischen den Mitgliedern einer solchen Vereinigung sowie auf Beschlüsse der Vereini-
gung erfasst.  
 
(3) Die Freistellung nach Absatz 1 gilt für vertikale Vereinbarungen, die Bestimmungen enthalten, die 
die Übertragung von Rechten des geistigen Eigentums an den Abnehmer oder die Nutzung solcher 
Rechte durch den Abnehmer betreffen, sofern diese Bestimmungen nicht Hauptgegenstand der Ver-
einbarung sind und sofern sie sich unmittelbar auf die Nutzung, den Verkauf oder den Weiterverkauf 
von Waren oder Dienstleistungen durch den Abnehmer oder seine Kunden beziehen. Die Freistel-
lung gilt unter der Voraussetzung, dass diese Bestimmungen für die Vertragswaren oder -dienstleis-
tungen keine Wettbewerbsbeschränkungen enthalten, die denselben Zweck verfolgen wie vertikale 
Beschränkungen, die durch diese Verordnung nicht freigestellt sind.  
 
(4) Die Freistellung nach Absatz 1 gilt nicht für vertikale Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern. 
DieDiese Freistellung nach Absatz 1 gilt jedoch für alle Aspekte nichtgegenseitiger vertikalerzwi-
schen konkurrierenden Unternehmen geschlossene, nicht wechselseitige vertikale Vereinbarungen 
zwischen Wettbewerbern, sofern , wenn 
 
a) der Anbieter zugleich auf der vorgelagerten Stufe als Hersteller, Importeur oder Großhändler oder 
Einführer sowie Händlerund zugleich auf der nachgelagerten Stufe als Importeur, Großhändler oder 
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Einzelhändler von Waren und der Abnehmer Händlertätig ist, während der Abnehmer ein auf der 
nachgelagerten Stufe tätiger Importeur, Großhändler oder Einzelhändler, jedoch kein Wettbewerber 
im Bereich der Herstellung, des Großhandels oder der Einfuhr ist, und ihr gemeinsamer Marktanteil 
auf dem relevanten Einzelhandelsmarkt nicht mehr als [10] % beträgt oder auf der vorgelagerten 
Stufe ist, auf der er die Vertragswaren bezieht, oder 
 
b) der Anbieter ein auf mehreren Handelsstufen tätiger Dienstleister ist, während der Abnehmer 
demgegenüber Dienstleistungen auf der Einzelhandelsstufe anbietet und auf der Handelsstufe, auf 
der er die Vertragsdienstleistungen bezieht, kein Wettbewerber ist, und ihr gemeinsamer Marktanteil 
auf dem relevanten Einzelhandelsmarkt nicht mehr als [10] % beträgt. 
 
(5) Wenn die in Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe a oder b genannten konkurrierenden Anbieter und Ab-
nehmer auf dem relevanten Einzelhandelsmarkt über einen gemeinsamen Marktanteil von mehr als 
[10] % verfügen, der jedoch die Marktanteilsschwellen nach Artikel 3 nicht übersteigt, so gilt die Frei-
stellung nach Absatz 1; davon ausgenommen sind Fälle von Informationsaustausch zwischen den 
betreffenden Unternehmen: Sie sind nach den Vorschriften für horizontale Vereinbarungen zu beur-
teilen.  
 
(6) Die Freistellungen nach Artikel 2 Absatz 4 Buchstaben a und b und Artikel 2 Absatz 5 gelten nicht 
für vertikale Vereinbarungen, die unmittelbar oder mittelbar, für sich genommen oder in Verbindung 
mit anderen Umständen, die die beteiligten Unternehmen kontrollieren können, eine Beschränkung 
des Wettbewerbs zwischen den miteinander konkurrierenden Anbietern und Abnehmern bezwecken.  
 
(7) Die Ausnahmen nach Artikel 2 (5) Die Ausnahmen nach Absatz 4 Buchstaben a und b gelten 
nicht für den Informationsaustausch zwischen Anbietern und Abnehmern, der entweder nicht direkt 
die Umsetzung der vertikalen Vereinbarung betrifft oder nicht zur Verbesserung der Produktion oder 
des Vertriebs der Vertragswaren oder -dienstleistungen erforderlich ist oder keine dieser beiden Vo-
raussetzungen erfüllt. 
 
(6) Die Ausnahmen nach Absatz 4 Buchstaben a und b gelten nicht, wenn ein Anbieter für vertikale 
Vereinbarungen in Bezug auf die Bereitstellung von Online-Vermittlungsdiensten, der auchwenn der 
Anbieter der Online-Vermittlungsdienste ein Wettbewerber auf dem relevanten Markt für den Verkauf 
der vermittelten Waren oder Dienstleistungen im Wettbewerb mit Unternehmen verkauft, für die er 
Online-Vermittlungsdienste anbietet, mit einem solchen konkurrierenden Unternehmen eine nichtge-
genseitige vertikale Vereinbarung schließt. ist. 
 
(87) Diese Verordnung gilt nicht für vertikale Vereinbarungen, deren Gegenstand in den Geltungsbe-
reich einer anderen Gruppenfreistellungsverordnung fällt, außer wenn dies in einer solchen Verord-
nung vorgesehen ist.  
 

Artikel 3  
Marktanteilsschwelle  
 
(1) Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nur, wenn der Anteil des Anbieters an dem relevanten Markt, 
auf dem er die Vertragswaren oder -dienstleistungen anbietet, und der Anteil des Abnehmers an dem 
relevanten Markt, auf dem er die Vertragswaren oder -dienstleistungen bezieht, jeweils nicht mehr 
als 30 % beträgt.  
 
(2) Bezieht ein Unternehmen im Rahmen einer Mehrparteienvereinbarung die Vertragswaren oder -
dienstleistungen von einem an der Vereinbarung beteiligten Unternehmen und verkauft es sie an-
schließend an ein anderes, ebenfalls an der Vereinbarung beteiligtes Unternehmen, so gilt die Frei-
stellung nach Artikel 2 nur, wenn es die Voraussetzungen des Absatzes 1 als Abnehmer wie auch 
als Anbieter erfüllt.  
 
Artikel 4  
Beschränkungen, die zum Ausschluss des Rechtsvorteils der Gruppenfreistellung führen – 
Kernbeschränkungen  
 
Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nicht für vertikale Vereinbarungen, die unmittelbar oder mittelbar, 
für sich genommenallein oder in Verbindung mit anderen Umständen, die die unter der Kontrolle der 
beteiligten Unternehmen kontrollieren können, Folgendes bezwecken:  
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a) die Beschränkung der Möglichkeit des Abnehmers, seinen Verkaufspreis selbst festzusetzen; dies 
gilt unbeschadet der Möglichkeit des Anbieters, Höchstverkaufspreise festzusetzen oder Preisemp-
fehlungen auszusprechen, sofern sich diese nicht infolge der Ausübung von Druck oder der Gewäh-
rung von Anreizen durch eines der beteiligten Unternehmen tatsächlich wie Fest- oder Mindestver-
kaufspreise auswirken; 
 
b) wenn der Anbieter ein Alleinvertriebssystem betreibt:, die Beschränkung des Gebiets bzw.oder der 
KundengruppenKunden, in das bzw. an die ein Abnehmer oder eine begrenzte Zahl von Abnehmern, 
denen ein Gebiet oder eine Kundengruppe exklusiv zugewiesen wurde,der Alleinvertriebshändler die 
Vertragswaren oder -dienstleistungen aktiv oder passiv verkaufen darf bzw. dürfen, mit Ausnahme  
i) der Beschränkung des aktiven Verkaufs durch den Alleinvertriebshändler oder den Alleinvertriebs-
händler und und durch seine Kunden, die eine Vertriebsvereinbarung mit dem Anbieter oder mit ei-
nem beteiligten Unternehmen geschlossen haben, dem der Anbieter Vertriebsrechte gewährt hat,Di-
rektkunden in ein Gebiet oder an eine Kundengruppe, das bzw. die dem Anbieter vorbehalten ist o-
der von dem Anbieter höchstens fünf weiteren Alleinvertriebshändlern exklusiv zugewiesen wurde 
oder das bzw. die der Anbieter einem oder einer begrenzten Zahl anderer Abnehmer exklusiv zuge-
wiesen hat, , 
ii) der Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs durch den Alleinvertriebshändler oder den 
Alleinvertriebshändler undund durch seine Kunden an nicht zugelassene Händler in einem anderen 
Gebiet, in dem der Anbieter ein selektives Vertriebssystem für die Vertragswaren oder -dienstleistun-
gen betreibt,  
iii) der Beschränkung des Niederlassungsorts des Alleinvertriebshändlers,  
iv) der Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs an Endverbraucher durch einen Alleinver-
triebshändler, der auf der Großhandelsstufe tätig ist,  
v) der Beschränkung der Möglichkeit des Alleinvertriebshändlers, Teile, die zur Weiterverwendung in 
einem Produkt geliefert werden, aktiv oder passiv an Kunden zu verkaufen, die diese Teile für die 
Herstellung derselben Art von Waren verwenden würden, wie sie der Anbieter herstellt;  
 
c) wenn der Anbieter ein selektives Vertriebssystem betreibt: , 
i) die Beschränkung der Gebiete oder KundengruppenKunden, in bzw. an die die Mitglieder des se-
lektiven Vertriebssystems die Vertragswaren oder -dienstleistungen aktiv oder passiv verkaufen dür-
fen, mit Ausnahme  
–1. der Beschränkung des aktiven Verkaufs durch Mitglieder des selektiven Vertriebssystems oder 
Mitglieder des selektiven Vertriebssystems und und durch ihre Kunden, die eine Vertriebsvereinba-
rung mit dem Anbieter oder mit einem beteiligten Unternehmen geschlossen haben, dem der Anbie-
ter Vertriebsrechte gewährt hat,Direktkunden in ein anderes Gebiet oder an eine andere Kunden-
gruppe, das bzw. die dem Anbieter vorbehalten ist oder von dem Anbieter höchstens fünf Alleinver-
triebshändlern exklusiv zugewiesen wurde oder das bzw. die der Anbieter einem oder einer begrenz-
ten Zahl von Abnehmern exklusiv zugewiesen hat, , 
–2. der Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs durch Mitglieder des selektiven Vertriebs-
systems oder Mitglieder des selektiven Vertriebssystems undund durch ihre Kunden an nicht zuge-
lassene Händler in dem Gebiet, in dem das selektive Vertriebssystem betrieben wird,  
–3. der Beschränkung des Ortes der NiederlassungNiederlassungsorts der Mitglieder des selektiven 
Vertriebssystems,  
–4. der Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs an Endverbraucher durch auf der Groß-
handelsstufe tätige Mitglieder des selektiven Vertriebssystems,  
–5. der Beschränkung der Möglichkeit, Teile, die zur Weiterverwendung geliefert werden, aktiv oder 
passiv an Kunden zu verkaufen, die diese Teile für die Herstellung derselben Art von Waren verwen-
den würden, wie sie der Anbieter herstellt;  
ii) die Beschränkung von Querlieferungen zwischen Mitgliedern des selektiven Vertriebssystems, die 
auf derselben Handelsstufe oder unterschiedlichen Handelsstufen tätig sind;  
iii) die Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs an Endverbraucher durch auf der Einzel-
handelsstufe tätige Mitglieder des selektiven Vertriebssystems, mit Ausnahme des unter dem ersten 
Gedankenstrich in Artikel 4unbeschadet Buchstabe c Ziffer i genannten FallsNummern 1 und 3;  
 
d) wenn der Anbieter weder ein Alleinvertriebssystem noch ein selektives Vertriebssystem betreibt:, 
die Beschränkung der Gebiete oder KundengruppenKunden, in bzw. an die einder Abnehmer die 
Vertragswaren oder -dienstleistungen aktiv oder passiv verkaufen darf, mit Ausnahme  
i) der Beschränkung des aktiven Verkaufs durch den Abnehmer oder den Abnehmer und durch seine 
Kunden, die eine Vertriebsvereinbarung mit dem Anbieter oder mit einem beteiligten Unternehmen 
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geschlossen haben, dem der Anbieter Vertriebsrechte gewährt hat,Direktkunden in ein Gebiet oder 
an eine Kundengruppe, das bzw. die dem Anbieter vorbehalten ist oder von dem Anbieter höchstens 
fünf Alleinvertriebshändlern exklusiv zugewiesen wurde oder das bzw. die der Anbieter einem oder 
einer begrenzten Zahl von Abnehmern exklusiv zugewiesen hat, , 
ii) der Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs durch den Abnehmer oderund durch seine 
Kunden an nicht zugelassene Händler in einem Gebiet, in dem der Anbieter ein selektives Vertriebs-
system für die Vertragswaren oder -dienstleistungen betreibt,  
iii) der Beschränkung des Niederlassungsorts des Abnehmers,  
iv) der Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs an Endverbraucher durch einen Abneh-
mer, der auf der Großhandelsstufe tätig ist,  
v) der Beschränkung der Möglichkeit des Abnehmers, Teile, die zur Weiterverwendung geliefert wer-
den, aktiv oder passiv an Kunden zu verkaufen, die diese Teile für die Herstellung derselben Art von 
Waren verwenden würden, wie sie der Anbieter herstellt;  
 
ee) die Verhinderung der wirksamen Nutzung des Internets zum Verkauf der Vertragswaren oder -
dienstleistungen durch den Abnehmer oder seine Kunden, da dies eine Beschränkung des Gebiets 
oder der Kunden, in das bzw. an die die Vertragswaren oder -dienstleistungen verkauft werden dür-
fen, im Sinne der Buchstaben b, c oder d darstellt, unbeschadet der Möglichkeit, dem Abnehmer Fol-
gendes aufzuerlegen: 
i) andere Beschränkungen des Online-Verkaufs oder 
ii) Beschränkungen der Online-Werbung, die nicht darauf abzielen, die Nutzung eines ganzen On-
line-Werbekanals zu verhindern; 
 
f) die zwischen einem Anbieter von Teilen und einem Abnehmer, der diese Teile weiterverwendet, 
vereinbarte Beschränkung der Möglichkeit des Anbieters, die Teile als Ersatzteile an Endverbrau-
cher, Reparaturbetriebe, Großhändler oder andere Dienstleister zu verkaufen, die der Abnehmer 
nicht mit der Reparatur oder Wartung seiner Waren betraut hat. 
 
Artikel 5  
Nicht freigestellte Beschränkungen  
 
(1)  
Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nicht für die folgenden, in vertikalen Vereinbarungen enthaltenen 
Verpflichtungen:  
 
a) unmittelbare oder mittelbare Wettbewerbsverbote, die für eine unbestimmte Dauer oder für eine 
Dauer von mehr als fünf5 Jahren vereinbart werden, gelten, 
 
b) unmittelbare oder mittelbare Verpflichtungen, die den Abnehmer veranlassen, Waren oder Dienst-
leistungen nach Beendigung der Vereinbarung nicht herzustellen, zu beziehen, zu verkaufen oder 
weiterzuverkaufen,  
 
c) unmittelbare oder mittelbare Verpflichtungen, die die Mitglieder eines selektiven Vertriebssystems 
veranlassen, Marken bestimmter konkurrierender Anbieter nicht zu verkaufen,  
 
d) unmittelbare oder mittelbare Verpflichtungen, die einen Abnehmer von Online-Vermittlungsdiens-
ten veranlassen, Endverbrauchern Waren oder Dienstleistungen Endverbrauchern nicht unter Inan-
spruchnahme konkurrierenderüber konkurrierende Online-Vermittlungsdienste zu günstigeren Bedin-
gungen anzubieten, zu verkaufen oder weiterzuverkaufen.  
 
(2) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a gilt die Begrenzung auf fünf Jahre nicht, wenn die Ver-
tragswaren oder -dienstleistungen vom Abnehmer in Räumlichkeiten und auf Grundstücken verkauft 
werden, die im Eigentum des Anbieters stehen oder die der Anbietervon diesem von nicht mit dem 
Abnehmer verbundenen Dritten gemietet oder gepachtet hatworden sind, und das Wettbewerbsver-
bot nicht über den Zeitraum hinausreicht, in dem der Abnehmer diese Räumlichkeiten und Grundstü-
cke nutzt.  
 
(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b gilt die Freistellung nach Artikel 2 für unmittelbare oder 
mittelbare Verpflichtungen, die den Abnehmer veranlassen, Waren oder Dienstleistungen nach Be-
endigung der Vereinbarung nicht herzustellen, zu beziehen, zu verkaufen oder weiterzuverkaufen, 
sofern diesämtliche folgenden BedingungenVoraussetzungen erfüllt sind:  
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a) Diedie Verpflichtungen beziehen sich auf Waren oder Dienstleistungen, die mit den Vertragswaren 
oder -dienstleistungen im Wettbewerb stehen.;  
 
b) Diedie Verpflichtungen beschränken sich auf Räumlichkeiten und Grundstücke, von denen aus 
der Abnehmer während der Vertragslaufzeit seine Geschäfte betrieben hat. ; 
 
c) Die Verpflichtungen sinddas Wettbewerbsverbot ist unerlässlich, um Know-how, das dem Abneh-
mer vom Anbieter übertragen wurde, zu schützen. ; 
 
d) Diedie Dauer der Verpflichtungen ist auf höchstens ein Jahr nach Beendigung der Vereinbarung 
begrenzt.  
 
Absatz 1 Buchstabe b gilt unbeschadet der Möglichkeit, Nutzung und Offenlegung von nicht allge-
mein zugänglichem Know-how unbefristeten Beschränkungen zu unterwerfen. 
 

Artikel 6  
Entzug des Rechtsvorteils im Einzelfall 
 
(1) Nach Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates kann die Kommission den 
Rechtsvorteil der vorliegenden Verordnung entziehen, wenn sie in einem bestimmten Fall feststellt, 
dass eine vertikale Vereinbarung, für die die Freistellung nach Artikel 2 der vorliegenden Verordnung 
gilt, dennoch Wirkungen hat, die mit Artikel 101 Absatz 3 AEUV unvereinbar sind. Solche Wirkungen 
können beispielsweise auftreten, wenn der relevante Markt für die Bereitstellung von Online-Vermitt-
lungsdiensten stark konzentriert ist und der Wettbewerb zwischen den Anbietern solcher Dienste 
durch die kumulative Wirkung paralleler Netze ähnlicher Vereinbarungen beschränkt wird, die die 
Möglichkeiten von Abnehmern von Online-Vermittlungsdiensten beschränken, Waren oder Dienst-
leistungen über ihre Direktvertriebskanäle Endnutzern zu günstigeren Bedingungen anzubieten, zu 
verkaufen oder weiterzuverkaufen. 
 
(2) Die Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats kann den aus dieser Verordnung erwachsenden 
Rechtsvorteil entziehen, wenn die Voraussetzungen nach Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1/2003 erfüllt sind. 
 

Artikel 7 
Nichtanwendung dieser Verordnung  
 
Nach Artikel 1a der Verordnung Nr. 19/65/EWG kann die Kommission durch Verordnung erklären, 
dass in Fällen, in denen mehr als 50 % des relevanten Marktes von parallelen Netzen gleichartiger 
vertikaler Beschränkungen abgedeckt werden, die vorliegende Verordnung auf vertikale Vereinba-
rungen, die bestimmte Beschränkungen des Wettbewerbs auf diesem Markt enthalten, keine Anwen-
dung findet.  
 

Artikel 7 8 
Anwendung der Marktanteilsschwelle  
 
Für die Anwendung der Marktanteilsschwellen nach Artikelim Sinne des Artikels 3 gelten folgende 
Vorschriften:  
 

a) Derder Marktanteil des Anbieters wird anhand des Absatzwerts und der Marktanteil des Abneh-
mers anhand des Bezugswerts berechnet. Liegen keine Angaben über den Absatz- bzw. Bezugswert 
vor, so können zur Ermittlung des Marktanteils des betreffenden Unternehmens Schätzungen vorge-
nommen werden, die auf anderen verlässlichen Marktdaten einschließlich der Absatz- und Bezugs-
mengen beruhen. ; 
 
b) Diedie Marktanteile werden anhand der Angaben für das vorangegangene Kalenderjahr ermittelt. ; 
 
c) Derder Marktanteil des Anbieters schließt Waren oder Dienstleistungen ein, die zum Zweck des 
Verkaufs an vertikal integrierte Händler geliefert werden. ; 
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d) Beträgtbeträgt ein Marktanteil ursprünglich nicht mehr als 30 % und überschreitet er anschließend 
diese Schwelle, so gilt die Freistellung nach Artikel 2 im Anschluss an das Jahr, in dem die Schwelle 
von 30 % erstmals überschritten wurde, noch für zwei weitere Kalenderjahre. ; 
 
e) Derder Marktanteil der in Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe e genannten Unternehmen 
wird zu gleichen Teilen jedem Unternehmen zugerechnet, das die in Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 2 
Buchstabe a des genannten Unterabsatzes aufgeführten Rechte oder Befugnisse hat.  
 
Artikel 89  
Anwendung der Umsatzschwelle  
 
(1) Für die Berechnung des jährlichen Gesamtumsatzes im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 sind die 
Umsätze zu addieren, die das jeweilige an der vertikalen Vereinbarung beteiligte Unternehmen und 
die mit ihm verbundenen Unternehmen im letztenvorangegangenen Geschäftsjahr mit allen Waren 
und Dienstleistungen ohne Steuern und sonstige Abgaben erzielt haben. Dabei werden Umsätze 
zwischen dem an der vertikalen Vereinbarung beteiligten Unternehmen und den mit ihm verbunde-
nen Unternehmen oder zwischen den mit ihm verbundenen Unternehmen nicht mitgerechnet.  
 
(2) Die Freistellung nach Artikel 2 bleibt bestehen, wenn der jährliche Gesamtumsatz im Zeitraum 
von zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren die Schwelle um nicht mehr als 10 % übersteigt. 
 

Artikel 9 10 
Übergangszeitraum  
 
Das Verbot nach Artikel 101 Absatz 1 AEUV gilt in der Zeit vom 1. Juni 2022 bis2022bis zum 31. Mai 
2023 nicht2023nicht für bereits am 31. Mai 2022 in2022in Kraft befindliche Vereinbarungen, die zwar 
die Freistellungskriterien dieser Verordnung nicht erfüllen, aber am 31. Mai 2022 die2022die Freistel-
lungskriterien der Verordnung (EGEU) Nr. 330/2010 erfüllten. erfüllt haben. 
 

Artikel 10 11 
Geltungsdauer  
 
Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2022 in2022in Kraft.  
 
Ihre Geltungsdauer endet am 31. Mai 2034.  
 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.  
 
 
Brüssel, den 10. Mai 2022 
 


